
AG des 1. Untersuchungsausschuss „Gorleben“

CDU-Zeuge bestätigt: Regierung Albrecht war
spätestens 1981 Zweifel an Gorleben bekannt

Zur heutigen Vernehmung des Zeugen Herrmann Schnipkoweit, im 1.
Untersuchungsausschuss "Gorleben" erklärt die Obfrau der SPD-
Bundestagsfraktion Ute Vogt:

Die heutige Zeugenvernehmung des ehemaligen Sozialministers Herr-
mann Schnipkoweit belegt eindeutig, dass der Regierung Ernst Albrecht
(CDU) spätestens 1981 Zweifel am Salzstock Gorleben bekannt sein
mussten.

Ministerpräsident Albrecht hat demnach bereits Anfang der 80er Jahre
kritische Hinweise aus seinem eigenen Kabinett ignoriert. Die Ignoranz
gegenüber geologischen Fakten hatte in Gorleben von Anfang an Me-
thode.

Der zentrale Beweis der Befragung: In einem als "vertraulich" eingestuf-
ten Schreiben hat Schnipkoweit seinen Ministerpräsidenten Albrecht am
3.7.1981 darüber informiert, dass Probebohrungen in der PTB "die be-
reits früher geäußerten Zweifel an der Eignung des Salstocks, zumin-
dest für die Endlagerung wärmeentwickelnder (hochradioaktiver) Abfäl-
le" bestätigen.

Außerdem ergab die Befragung des damals zuständigen Sozialmini-
sters Schnipkoweit, dass die Schaffung von Arbeitsplätzen in einer
strukturschwachen Region das tragende Argument der Standortent-
scheidung Gorleben gewesen sei.

Die heutige Zeugenvernehmung belegt auch für die Arbeit es Untersu-
chungsausschusses: Die in den Akten dokumentierte Vermerke sind zu-
verlässiger, als das Erinnerungsvermögen mancher Minister. Die Tatsa-
che, dass CDU/CSU die Realität der Aktenbelege herunterspielen, be-
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weist deren Blockade an der Aufklärung.
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